Die Vormerkung, §§883-888 BGB
I. Erwerb


1. Ersterwerb






a) Bewilligung, §885 I 2.Alt. BGB oder Einstweilige Verfügung, §885 I 1.Alt. BGB




→ Bewilligung erfolgt von dem Betroffenen der Vormerkung


b) wirksamer schuldrechtlicher Anspruch auf dingliche Rechtsänderung, z.B.




• Übertragung

• Belastung

• Aufhebung

• Inhaltsänderung




→ Akzessorietät der Vormerkung

→ auch bedingte und befristete Ansprüche möglich (wenn der Verpflichtete sich nicht mehr einseitig lösen kann), §883 I 2 BGB


c) Eintragung im Grundbuch, §885 BGB



d) Fortbestehen der Bewilligung bei Eintragung (= kein Widerruf)

e) Berechtigung (= Verfügungsbefugnis des Eigentümers) des Verfügenden oder Nichtberechtigter mit Ermächtigung

f) bei Nichtberechtigung: §§893, 892 BGB

→ gutgläubiger Erwerb gem. §893 2.Alt BGB nur nach Bewilligung möglich, wenn der Verfügende aus dem GB als legitimiert hervorgeht


2. Zweiterwerb




a) Abtretung des durch die Vormerkung gesicherten Rechts gem. §398 BGB




→ gem. §401 BGB analog geht Vormerkung mit über (Akzessorietät)



b) Wirksamkeit der Abtretung



c) Berechtigung des Bewilligenden

d) bei Nichtberechtigung gutgläubiger (Zweit-)Erwerb gem. §892 BGB analog möglich (hM)

→ Problem: eigentlich stellt §892 auf rechtsgeschäftlichen Erwerb ab und Vormerkung geht kraft Gesetzes gem. §401 BGB (analog) über

→ Lösung der hM: Zwar gesetzlicher Übergang, aber dieser beruht letztlich auf der rechtsgeschäftlichen Forderungsabtretung

→ o.g. gilt nur dann, wenn die Forderung de facto besteht, aber d. Vormerkung nicht; wenn Forderung (-), dann kein gutgläubiger Erwerb möglich

II. Rechtscharakter sowie Rechte und Wirkungen der Vormerkung


1. Rechtscharakter

→ Die Vormerkung ist ein akzessorisches Sicherungsrecht zur Sicherung eines schuldrechtlichen Anspruchs auf dingliche Rechtsänderung 

→ Die Vormerkung an sich ist kein (beschränkt) dingliches Recht an e. Grundstück

→ Die Vorschriften über Grundstücke sind deshalb nur analog anzuwenden


2. Wirkungen

Vormerkung



Sicherung
Vorwirkung
Vollwirkung
Anwartschaftsrecht
Rangwirkung



a) Sicherungswirkung

→ gem. §§883 II, 888 BGB ist der Vormerkungsberechtigte vor Zwischenverfügungen geschützt

→ Verfügungen, die den gesicherten Anspruch vereiteln oder beeinträchtigen, sind dem Berechtigten gegenüber unwirksam


→ ob der Schutz auch vor obligatorischen Belastungen (Vermietung, Verpachtung) in der Zwischenzeit besteht, ist streitig:

• Literatur:
§883 II BGB analog bewirkt auch Schutz vor solchen Belastungen;


Begründung: Belastung kann intensiver ausfallen als geringfügige dingliche Belastung

• Rspr.:
keine analoge Anwendung des §883 II BGB!


Begründung: Es ist zu unterscheiden zwischen Belastungen des vorgemerkten Rechts in seinem Bestand und in seiner Nutzungsmöglichkeit; gesichert wird nur der Bestand; zudem sind sachenrechtliche Bestimmungen eng auszulegen (Bestimmtheitsgrundsatz)
→ Schutz auch in folgenden Fällen:

• Insolvenz
• Zwangsvollstreckung

• Arrestvollziehung



b) Vorwirkung

→ maßgeblicher Zeitpunkt für die Gutgläubigkeit beim Erwerb gem. §892, 893 BGB analog ist der Zeitpunkt der Eintragung, §883 II BGB analog;


nachträgliche Bösgläubigkeit des Berechtigten danach also unschädlich!
c) Vollwirkung

→ Schutz des Berechtigten vor Insolvenz des Schuldners und ZV gegen diesen
d) Anwartschaftsrecht

→ M: 
Vormerkung begründet ein AWR auf Erwerb des vorgemerkten Rechts

→ hM:
noch kein dinglicher Teilakt bewirkt, daher auch kein AWR!

e) Rangwirkung (Rangwahrung)

→ gem. §883 III BGB bestimmt sich der Rang des Rechtes, auf dessen Eintragung der gesicherte Anspruch gerichtet ist, nach dem Zeitpunkt der Vormerkung

→ bewilligt also A für B eine Vormerkung für eine Hypothek und wird nach der Eintragung erst eine Hypothek für C und dann die Hypothek für B eingetragen, so ist die des B wegen der Rangwirkung der Vormerkung vorrangig

3. Rechte




Vormerkung




Erfüllung des


Unwirksamkeit von Verfügungen
Zustimmungs- oder 

gesicherten Anspruchs

in der Schwebezeit


Löschungsanspruch
a) Zustimmungs- oder Löschungsanspruch


→ Vormerkungsberechtigter kann von beeinträchtigendem Dritten Zustimmung zur Löschung verlangen, §888 BGB; 

→ Anspruch auf Verzichtserklärung gem. §888 BGB, diese vollzieht sich nach §875 BGB (Aufgabeerklärung und Eintragung im Grundbuch)

• Aufgabeerklärung, §875 BGB
Anspruch (+), wenn wirksame Vormerkung; Urteil ersetzt die Erklärung, §894 ZPO

• Eintragung im Grundbuch:
Vorliegen der grundbuchrechtlichen Vorschriften einer rechtsändernden Eintragung:



1) Antrag, 



§13 GBO



2) Löschungsbewilligung, 

§19 GBO



(rein verfahrensrechtliche Erklärung)



3) Form,



§29 GBO

d.h. öffentliche od. öffentliche beglaubigte Urkunde, Urteil auf Abgabe der Löschungsbewilligung ersetzt die Form

4) Voreintragung des Betroffenen,
§39 GBO

Merke: Eine „Zwischenverfügung“ löst keinen Grundbuchberichtigungsanspruch aus! Der Noch-Eigentümer bleibt materiell verfügungsbefugt und somit ist das GB nicht unrichtig!

→ Daher „Sondergrundbuchberichtigung“ gem. §888 BGB!
b) Erfüllung des gesicherten Anspruchs



→ schuldrechtlicher Anspruch auf Erfüllung der Vertragspflicht



c) Unwirksamkeit von Zwischenverfügungen

→ jede Zwischenverfügung ist dem Vormerkungsberechtigten gegenüber relativ unwirksam, insofern dessen Rechte beeinträchtigt werden

III. Erlöschen der Vormerkung

Die Vormerkung erlischt in den folgenden Fällen:


• bei Untergang der Forderung (Akzessorietät!)

• durch einseitige Aufgabeerklärung gem. §875 BGB analog und Eintragung im GB

• wenn Vormerkung trotz versehentlicher Löschung fortbesteht und Dritter das Recht ohne die Belastung durch die Vormerkung gutgläubig gem. §892 BGB analog erwirbt
